
 
 

Protokollauszug 
aus der 

26. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung der Landeshauptstadt Potsdam  

vom 26.01.2022 

 
öffentlich 
Top 8.33 Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den Oberbürgermeister wegen der 'Allge-

meinverfügung über eine Testpflicht zum Zutritt zu Verkaufsstellen des Ein-
zelhandels' vom 24. März 2021 
22/SVV/0063 
ungeändert beschlossen 

 
Auf eine Einbringung des Antrages wird verzichtet; die vorliegende Fassung wird zur Abstimmung 
gestellt: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung stellt fest 
 

1. Ein persönliches Verschulden des Oberbürgermeisters liegt nicht vor. 
2. Die betreffende Allgemeinverfügung wurde zeitnah zum Beschluss des Verwal-

tungsgerichtes vom 29. März 2021 aufgehoben. 
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BESCHLUSS 
der 26. öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der 

Landeshauptstadt Potsdam am 26.01.2022 

 
 Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den Oberbürgermeister wegen der 'Allgemeinverfügung 

über eine Testpflicht zum Zutritt zu Verkaufsstellen des Einzelhandels' vom 24. März 2021 
Vorlage: 22/SVV/0063 
 
 

  
 
Die Stadtverordnetenversammlung stellt fest 
 

1. Ein persönliches Verschulden des Oberbürgermeisters liegt nicht vor. 

2. Die betreffende Allgemeinverfügung wurde zeitnah zum Beschluss des 

Verwaltungsgerichtes vom 29. März 2021 aufgehoben. 

 
 

 
 Abstimmungsergebnis: 

mit Stimmenmehrheit angenommen. 
 
 
Gemäß § 22 Brandenburgische Kommunalverfassung (BbgKVerf) waren keine Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen. Die 
Übereinstimmung des Beschlusses mit dem Wortlaut in der Niederschrift wird amtlich 
beglaubigt. 
 
Dem Originalbeschluss wird eine Seite beigefügt. 
 
 
 
Potsdam, den 28. Januar 2022  Ziegenbein 
  Leiterin des Büros 
 
 

Stempel 
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